
Der Beschlussvorschlag wird wie folgt geändert: 
 

Punkt 1  
Wird aus dem Antrag gestrichen. 

Punkt 2  

Die Verwaltung wird beauftragt, die Bewertung des demografischen Wandels 
und die Diskussion über sich daraus ergebende Konsequenzen auf eine breite 

politische Basis zu stellen, Bürger (auch der jüngeren Generation) und 
relevante Gruppen einzubinden und Raum für Meinungsbildung und 

Mitwirkung zu geben (z.B in Form einer Zukunftswerkstatt). 
 

 
 


